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Sachgebiet 611 


Vorblatt 


Änderung des Kraftfahrzeugsteuergesetzes 
(Antrag der Fraktion der CDU/CSU) 


A. Problem 

Die Hubraumsteuer hat sich bei einem wirkungsvollen Abbau 
von gesundheitsschädlichen Abgasen und Lärm im Straßen- 
verkehr als Hemmnis erwiesen. 


B. Lösung 

Der Gesetzentwurf will dieses Hemmnis abbauen, indem er den 
Hubraum durch das zulässige Gesamtgewicht als Bemessungs- 
grundlage für die Besteuerung ersetzt. Er will ferner Konstruk- 
tion und Verwendung abgasfreier Antriebsarten fördern. 
Außerdem soll die Steuererhebung vereinfacht werden. 


C. Alternativen 

Denkbare Alternativen sind: völlige oder teilweise Umlegung 
der Kraftfahrzeugsteuer auf die Mineralölsteuer, Erhebung der 
Kraftfahrzeugsteuer nach einer anderen Bemessungsgrundlage 
(wie PS, Fläche, Kaufpreis) oder auch mit einem einheitlichen 
Steuerbetrag. 

Nach Abwägung aller Vor- und Nachteile ist die vorgeschla- 
gene Lösung vorzuziehen. 


D. Kosten 

Keine. 

Der Gesetzentwurf hat ein unverändertes Steueraufkommen 
zum Ziel. 
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Antrag 

der Fraktion der CDU/CSU 


Der Bundestag wolle besdiließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Kraftfahrzeugsteuergesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Kraftfahrzeugsteuergesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 2. Januar 1961 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 1), zuletzt geändert durch das Gesetz zur 
Änderung des Kraftfahrzeugsteuergesetzes vom 
20. Dezember 1968 (Bundesgesetzbl. I S. 1393), wird 
wie folgt geändert: 

1. § 10 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Steuer wird berechnet nach dem 
verkehrsrechtlich höchstzulässigen Gesamt- 
gewicht." 

b) Absatz 2 wird gestrichen. 

c) Absatz 3 wird Absatz 2. 

2. Nach § 10 wird folgender § 10 a eingefügt: 

.§ 10 a 

Fahrzeuge mit abgasfreiem Antrieb 

Fahrzeuge mit abgasfreiem Antrieb sind für 
die Dauer von fünf Jahren vom Tag der ersten 
Zulassung an von der Steuer befreit. Bei Fahr- 
zeugen mit Batterieantrieb ist das Batterie- 
gewicht bei der Feststellung des Gesamtgewichts 
abzuziehen." 

3. § 1 1 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„ (1) Die Jahressteuer beträgt für 


1. Zweirad-Kraftfahrzeuge 
(ausgenommen Zug- 
maschinen) und PKW- 

Anhänger bis 1 300 kg 70, — DM 

2. Fahrzeuge mit einem 
Gesamtgewicht 

bis 1 300 kg 140,— DM 

3. Fahrzeuge mit einem 
Gesamtgewicht 

über 1 300 kg bis 1 600 kg 230, — DM 

4. Fahrzeuge mit einem 
Gesamtgewicht 

über 1 600 kg bis 3 000 kg 350, — DM 

5. Fahrzeuge mit einem 
Gesamtgewicht 

über 3 000 kg bis zu 4 000 kg 25, — DM 
über 4 000 kg bis zu 5 000 kg 26,50 DM 
über 5 000 kg bis zu 6 000 kg 28, — DM 
über 6 000 kg bis zu 7 000 kg 29,50 DM 
über 7 000 kg bis zu 8 000 kg 31, — DM 
über 8 000 kg bis zu 9 000 kg 32,50 DM 
über 9 000 kg bis zu 10 000 kg 34, — DM 
über 10 000 kg bis zu 11 000 kg 35,50 DM 
über 11 000 kg bis zu 12 000 kg 37, — DM 
über 12 000 kg bis zu 13 000 kg 38,50 DM 
über 13 000 kg bis zu 14 000 kg 40, — DM 
über 14 000 kg bis zu 15 000 kg 41,50 DM 
über 15 000 kg bis zu 16 000 kg 43, — DM 
über 16 000 kg bis zu 17 000 kg 44,50 DM 
über 17 000 kg bis zu 18 000 kg 46, — DM 
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über 18 000 kg bis zu 19 000 kg 
über 19 000 kg bis zu 20 000 kg 
über 20 000 kg bis zu 21 000 kg 
über 21 000 kg bis zu 22 000 kg 
über 22 000 kg bis zu 23 000 kg 
über 23 000 kg bis zu 24 000 kg 
über 24 000 kg 

je 200 kg Gesamtgewicht oder 
einen Teil davon." 

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) Nummer 1 erhält folgende Fassung: 

„1. Für Fahrzeuge mit einem zulässigen 
Gesamtgewicht 

bis zu 3 000 kg 1,— DM,". 

bb) In Nummer 2 erhält Buchstabe a die fol- 
gende Fassung: 

„a) über 3 000 kg bis 

zu 7 500 kg 3,— DM,". 

4. § 13 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Steuer darf bei Kraftfahrzeugen mit 
einem Gesamtgewicht über 3 000 kg (§ 11 Abs. 1 
Nr. 5) auch für die Dauer eines Halbjahres, eines 
Vierteljahres oder eines Monats entrichtet wer- 


den. Ein Wechsel des Entrichtungszeitraumes ist 
nur zulässig, wenn die Änderungen spätestens 
einen Monat vor Fälligkeit der neu zu entrich- 
tenden Steuer beantragt werden." 

5. Nach § 16 wird folgender § 16 a eingefügt: 

»§ 16 a 

Übergangsregelung 

(1) Die Steuer für ein Fahrzeug mit nicht mehr 
als 800 ccm Hubraum, das vor dem 1. Januar 
1972 zugelassen ist, bemißt sich bis zum 1. Ja- 
nuar 1980 nach dem bis 1974 geltenden Recht. 

(2) §§ 10, 11, 13 Abs. 2 gelten erstmals für 
Zahlungen, die nach dem 1. Januar 1974 fällig 
werden." 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft, 


47.50 DM 
49,— DM 

50.50 DM 
52,— DM 

53.50 DM 
55,— DM 

56.50 DM 


Bonn, den 10. März 1971 


Dr. Barzel, Stüdclen und Fraktion 
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Begründung 


Das Gesetz soll vor allem dazu beitragen, die schäd- 
lichen Auswirkungen des Kraftfahrzeugverkehrs auf 
die Umwelt zu vermeiden. 

Die seit 1906 bestehende Bemessung der Kraftfahr- 
zeugsteuer für Personenkraftwagen nach dem Hub- 
raum begünstigt die Verwendung von Motoren, 
deren Hubraum in einem ungünstigen Verhältnis 
zum Fahrzeuggewicht steht. Solche Motoren arbeiten 
mit hohen Drehzahlen und hohen mittleren Arbeits- 
drücken (mit entsprechend hoher Verdichtung). Sie 
verursachen Abgase, die größere Mengen von ge- 
sundheitsschädlichen Stoffen wie Kohlenmonoxyd, 
unverbrannten Kohlenwasserstoffen und Stick- 
oxyden enthalten als großvolumige Motoren. Sie 
benötigen zur Vermeidung der Selbstzündungs- 
neigung (Klopfen) ferner eine höhere Oktanzahl des 
Kraftstoffes, die Bleizusätze erforderlich macht. Da 
Blei in den Abgasen ebenfalls gesundheitsschädlich 
ist, müssen diese Bleizusätze abgebaut werden. Die 
hohen Drehzahlen verursachen außerdem mehr 
Lärm. Fahrzeuge mit kleinvolumigen Motoren sind 
zudem wegen ihrer geringeren Beschleunigungs- 
reserve und Steigungsfähigkeit dem Verkehrsfluß 
abträglich. 

Bei der notwendigen Entwicklung zu Motoren mit 
größerem Hubraum ist die Hubraumsteuer ein 
Hemmnis. Im harten Konkurrenzkampf der Hersteller 
ist die geringere Steuerbelastung des kleinvolumi- 
gen Motors ein bedeutendes Werbeargument, ob- 
wohl diese Steuerersparnis bei objektiver Würdi- 
gung im Vergleich zu den sonstigen Betriebskosten 
gering erscheinen mag. Dieses Hemmnis gilt es zu 
beseitigen. Das entspricht auch dem seit Jahren ge- 
äußerten Wunsch aller Fachleute. Auf die Harmoni- 
sierung der Kraftfahrzeugsteuer innerhalb der EWG 
kann nicht gewartet werden, da sie sich noch nicht 
abzeichnet. Auch ein Aufschub bis zur Verabschie- 
dung der großen Steuerreform wäre nicht ange- 
bracht, da die Maßnahmen gegen Abgase und Lärm 
im Straßenverkehr keine weitere Verzögerung ver- 
tragen. Die vorgeschlagene Änderung der Kraftfahr- 
zeugsteuer steht mit anderen Fragen der Steuer- 
reform nicht in einem derartigen Sachzusammen- 
hang, daß sie nicht vorweg geregelt werden könnte. 

Der Gesetzesvorschlag soll das bisherige Kraftfahr- 
zeugsteueraufkommen nicht verändern, denn für 
eine geringere Belastung des Kraftwagens besteht 
kein Anlaß und keine fiskalische Möglichkeit. Zum 
anderen würde eine Verlagerung der Steuerlast auf 
die Mineralölsteuer nicht den Kosten gerecht, die der 
ruhende Kraftverkehr durch Beanspruchung öffent- 
licher Parkflächen, sowie die Kraftwagen mit gerin- 
ger Kilometerleistung, besonders im innerstädtischen 
Spitzenverkehr, verursachen. 

Es ist vorgeschlagen worden, die Hubraumsteuer 
durch eine für alle Personenkraftwagen gleiche 
Steuer (Einheitsteuer) zu ersetzen. Bei unveränder- 


tem Steueraufkommen müßte diese Einheitsteuer 
auf ca. 200 DM festgesetzt werden und damit ergäbe 
sich für die kleinen Wagen eine nicht zumutbare 
Steuererhöhung bei gleichzeitiger Steuersenkung 
für Personenkraftwagen der gehobenen Klasse. Die- 
ses Ergebnis würde als unbillig empfunden werden. 
Eine wenn auch abgeschwächte Abstufung der Kraft- 
fahrzeugsteuer nach größeren und kleineren Wagen 
ist demgegenüber vorzuziehen. Als Maßstab für die 
Differenzierung bietet sich dabei das zulässige Ge- 
samtgewicht (also einschließlich Nutzlast) an, das 
schon die Bemessungsgrundlage für die Besteuerung 
der Nutzfahrzeuge ist. Das Gesamtgewicht wird auch 
bei Personenwagen in den Papieren geführt und ist 
leicht festzustellen. Es steht in Relation zum Kom- 
fort und Preis des Wagens und rechtfertigt auch von 
daher eine Differenzierung der Steuer. Das Gewicht 
steht ferner im Zusammenhang zur Wagengröße und 
damit auch — in beschränktem Umfang — zur be- 
anspruchten Verkehrsfläche. Die einheitliche Bemes- 
sungsgrundlage Gesamtgewicht für Personenkraft- 
wagen und Nutzfahrzeuge hat schließlich auch den 
Vorzug, daß sich die schwierige Abgrenzung zwi- 
schen beiden Gruppen (z. B. im Bereich der Kombi- 
fahrzeuge) erübrigt. 

Für die Konstruktion des Motors ist das zulässige 
Gesamtgewicht als Bemessungsgrundlage völlig neu- 
tral. Es ist auch nicht zu befürchten, daß die Bau- 
konstruktion des Wagens ungünstig in Richtung 
einer Leichtbauweise auf Kosten der Sicherheit be- 
einflußt wird. Schon bisher hatte der Konstrukteur 
die Aufgabe, Gewicht zu sparen, denn Gewicht 
kostet Geld und Brennstoff. Diesem ökonomischen 
Prinzip ist durch die Erfordernisse von Sicherheit und 
Komfort eine Grenze gesetzt. Beide Erfordernisse 
sind Verkaufs- und Werbeargumente von zuneh- 
mender Bedeutung, Mit ihnen würde der Hersteller 
kollidieren, wenn er mit einer — zudem unbedeu- 
tenden — Steuerersparnis infolge geringeren Ge- 
wichts werben wollte. Im übrigen trägt die Straßen- 
verkehrs-Zulassungs-Ordnung den Sicherheitsanfor- 
derungen nach dem jeweiligen Stand der Technik 
Rechnung, 

Der Gesetzentwurf trägt dem Gesichtspunkt der 
Steuervereinfachung in der Weise Rechnung, daß 
für die Kraftfahrzeuge bis zu 3000 kg Gesamtgewicht 
lediglich drei Gewichtsklassen gebildet werden, für 
die jeweils ein einheitlicher Jahressteuerbetrag er- 
hoben wird. Dabei ergeben sich für die gegenwärtig 
im Verkehr befindlichen Fahrzeugtypen teils gerin- 
gere, teils höhere Beträge. 

Der für die untere Stufe vorgesehene Jahresbetrag 
von 140 DM erscheint als Mindestbeitrag für die 
der öffentlichen Hand anstehenden Kosten angemes- 
sen. Er würde sich vermutlich in 1974, dem Jahr sei- 
nes Inkrafttretens für die dann zu erwartenden Wa- 
gen mit großvolumigen Motoren auch nach der Hub- 
raumsteuer ergeben. Der für die großen Wagen vor- 
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gesehene Steuersatz ermöglicht einen Anschluß an 
die Steuerbelastung der Nutzfahrzeuge, die durch 
das Gesetz nicht verändert werden soll. 

Die Erhebung der Kraftfahrzeugsteuer muß verein- 
facht werden. Dem dient auch, daß bei Personen- 
kraftwagen die bisherige Möglichkeit entfällt, die 
Jahressteuerschuld — • gegen Aufschlag — auch in 
Halbjahres- und Vierteljahresraten zu zahlen. 

Der Zweck des Gesetzes, das steuerliche Hemmnis 
der Hubraumsteuer für den Bau und Absatz groß- 
volumiger Motoren abzubauen, erfordert zwar eine 
rechtsverbindliche möglichst sofortige Ankündigung 
der neuen Bemessungsgrundlage, nicht aber deren 
sofortiges Inkrafttreten. Der Termin 1. Januar 1974 
berücksichtigt, daß die Besitzer der bereits zugelas- 
senen Personenkraftwagen nicht kurzfristig von der 
Umstellung betroffen werden sollen und daß die 
Industrie Zeit zur Entwicklung und Umstellung 
braucht. 

Eine entscheidende Verringerung der Abgase und 
des Lärms ist in Zukunft vor allem nur dann zu er- 
reichen, wenn sich neue Antriebsarten durchsetzen. 


Um deren Konstruktion, Erprobung und Serien- 
produktion zu fördern und um einen Anreiz zum 
Kauf solcher Fahrzeuge zu schaffen, sollen diese auf 
fünf Jahre von der Kraftfahrzeugsteuer befreit sein. 
Andere europäische Länder praktizieren bereits mit 
Erfolg ein solches Verfahren. 

Da die Anzahl der Fahrzeuge mit neuen Antriebs- 
arten noch längere Zeit gering bleiben wird, tritt ein 
ins Gewicht fallender Steuerausfall nicht ein. 

Zur Zeit sind batteriegetriebene Fahrzeuge in der 
Bundesrepublik besonders hoch belastet, da sie nach 
Gewicht besteuert werden und das Batteriegewicht 
besonders groß ist. Darum soll nach Ablauf der 
Steuerfreiheit das Batteriegewicht bei der Fest- 
stellung des Gesamtgewichts abgezogen werden. 

Bereits der 5. Deutsche Bundestag hatte in seiner 
194. Sitzung die Bundesregierung einstimmig er- 
sucht, „den technischen Besonderheiten der Elektro- 
fahrzeuge so Rechnung zu tragen, daß sich die Neu- 
regelung fördernd für ihre Weiterentwicklung und 
Verbreitung auswirkt". 
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